
schädlichen Eigentum, in der Verletzung der Arbeits
disziplin und Arbeitsmoral, in der nicht konsequenten 
Anwendung der sozialistischen Wirtschaftsprinzipien 
sowie in der oft ungenügenden Wachsamkeit gegenüber 
der Tätigkeit deis Klassenfeindes.

Bei unserer gesamten Arbeit auf dem Lande ist daher 
der Frage des Bewußtseins eine noch größere Aufmerk
samkeit zu widmen als in der Industrie. Denn auf dem 
Lande fehlt die Tradition, die sich die Arbeiterklasse in 
jahrhundertelangem Kampf erworben hat, und es wir
ken die ständigen Einflüsse des Alten viel unmittelbarer. 
Wir müssen feststellen, daß auf dem Lande die For
men des Terrors gegenüber fortschrittlichen Bauern, 
LPG-Mitgliedern, Parteifunktionären, Bürgermeistern, 
nicht unbeträchtlich sind und daß ihnen ernste Auf
merksamkeit in der Betrachtung und Bekämpfung 
gewidmet werden muß. Wir müssen die Aufmerksam
keit auch auf solche Verbrechensformen lenken, die in 
den volkseigenen Erfassungs- und Aufkaufbetrieben 
wurzeln und sich hauptsächlich in unbefugter Entnahme 
und Veräußerung von erfaßtem Getreide, unberechtigter 
Ausgabe von Bezugsbescheinigungen für Futtermittel, 
fälschlicher Ausstellung und Ausgabe von Abliefe
rungsbescheinigungen für nicht geliefertes Getreide und 
Schlachtvieh äußern.

Bei der Betrachtung der zivilrechtlichen Fragen, mit 
denen sich die Gerichte befaßt haben und die für den 
Schutz der Grundlagen des Sozialismus auf dem Lande 
von besonderer Bedeutung sind, wirkt sich hemmend 
die Tatsache aus, daß noch kein Recht der LPG ge
schaffen wurde. Indessen sind auf diesem Rechtsgebiet 
beträchtliche Vorarbeiten gemacht worden, und gerade 
die Erfahrungen unserer heutigen Arbeit müssen für 
die notwendige Lösung dieser Gesetzgebungsfragen 
nutzbar gemacht werden. Im übrigen sind dieselben 
Erscheinungen festzustellen wie auf dem Gebiet des 
zivilrechtlichen Schutzes des Volkseigentums im all
gemeinen, und die Notwendigkeit, die Probleme des 
Zivilrechts besser zu durchdringen, die Anforderungen, 
die dabei an die Anleitung und Kontrolle gestellt wer
den, gelten für die zivilrechtlichen Probleme auf dem 
Lande in ganz besonderem Maße.

Abschließend hob Minister Dr. Benjamin die große 
Erziehungsaufgabe der Gerichte hervor.

Jede Berührung mit einem unserer Untersuchungs
und Straforgane muß auf das Bewußtsein der Bürger, 
eines Beschuldigten, eines Angeklagten einwirken, ihn 
überzeugen, daß unsere Ordnung überlegen ist. Hierfür 
ist entscheidend die Disziplin der Durchführung und die 
Würde der Verhandlung, die zu einem großen Teil da
von abhängen, daß das Gericht und der Staatsanwalt 
die Materie vollkommen beherrschen. Die Verteidigung 
muß als Ausdruck des demokratischen Charakters un
seres Strafverfahrens von Staatsanwalt und Gericht 
voll anerkannt werden.

Die Krönung des Strafverfahrens ist das Urteil. Sein 
Inhalt muß alle überzeugen. Die Begründung muß die 
Richtigkeit des Urteils allen verständlich dartun, d. h. 
sowohl dem Verurteilten als auch allen anderen, die 
am Prozeß teilgenommen haben oder es sonst zur 
Kenntnis bekommen. Die Richtigkeit verständlich dar
tun kann man nur dann, wenn das Urteil nicht von 
strafrechtlichen Begriffen, wie Objekt, Subjekt, sub
jektive Seite usw. wimmelt. Der einfache Mensch muß 
uns verstehen, und der Jurist muß aus einem Urteil 
merken, daß wir diese Begriffe kennen, und, auf der 
Rechtswissenschaft aufbauend, das Urteil erlassen 
haben.

Minister Dr. Benjamin gab schließlich noch eine Ein
schätzung der politischen Massenarbeit der Richter und 
Staatsanwälte, die trotz mancher noch nicht überwun
dener Mängel eine bedeutende erzieherische Wirkung 
auf die werktätigen Menschen ausübt. Sie anerkannte 
die Bereitwilligkeit, ja Opferbereitschaft, mit der die 
meisten Richter und Staatsanwälte diese Aufgabe er
füllen und dabei gut und kameradschaftlich Zusammen
arbeiten. Bei der in der jetzigen Lage notwendigen 
Verstärkung der politischen Massenarbeit in den Be
trieben ist eine große Unterstützung von den Schöffen 
und enge Zusammenarbeit mit den Gewerkschafts
funktionären in den Betrieben zu erwarten.

Das Referat des Ministers schloß mit dem eindring
lichen Appell, die Neubetrachtung aller Aufgaben nicht

zur „Kampagne“ zu machen, vielmehr heute und stän
dig auf i m m e r  n e u e  A r t  zu arbeiten.

*

Anschließend ergriff der Leiter der Abteilung Staat
liche Organe beim Zentralkomitee der Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands, Klaus S o r g e n i c h t ,  
das Wort:

„Die grundlegende Aufgabe der Gegenwart ist die 
Stärkung und Festigung unserer Deutschen Demokra
tischen Republik, der ersten Arbeiter-und-Bauern- 
Macht in Deutschland, durch die Schaffung der Grund
lagen des Sozialismus. Das ist zugleich auch die Vor
aussetzung für den Kampf um das friedliebende und 
demokratische Deutschland.

Die vom Minister der Justiz erläuterten Aufgaben 
über die Rolle des Justizapparates bei der Festigung 
unseres Staates drängen die Frage auf, welche Garan
tien es gibt, um die hier dargelegten Aufgaben schnell 
durchzuführen. Eine solche Garantie besteht in der 
Verbesserung der Arbeit der Parteiorganisationen in 
den Gerichten, Staatsanwaltschaften und Justizverwal
tungen.

Zweifellos ist in der Arbeit der Parteiorganisationen 
im letzten Jahr ein Wachstum zu verzeichnen. Das 
drückt sich in den Erfolgen auf politisch-ideologischem 
Gebiet, in der politischen Massenarbeit, in der Arbeit 
mit den Kadern und auf anderen Gebieten aus. Das 
Wachstumstempo ist aber, gemessen an den komplizier
ten Aufgaben, noch zu langsam. V/ir sind insbesondere 
auf dem Gebiet des ideologischen Wachstums der Kader 
zurückgeblieben.

Was die Arbeit mit den Massen betrifft, so ist sie 
noch zu schwach und der Arbeitsstil der Parteiorgani
sationen ist zu eng und zu bürokratisch. Dadurch haben 
wir eine Reihe ernster Schwächen in der Arbeit der 
Parteiorganisationen der Justiz zu verzeichnen.

Die Hauptschwäche besteht in der Vernachlässigung 
der politisch-ideologischen Erziehungsarbeit aller Mit
glieder der Partei und der Mitarbeiter des Justizappa
rates. Es gibt eine gewisse Verstärkung kleinbürger
licher Erscheinungen. Zum Aufbau des Sozialismus ist 
ein sozialistisches Bewußtsein notwendig. Im Kampf um 
das sozialistische Bewußtsein sind die Parteiorgani
sationen zurückgeblieben. Das findet seinen Ausdruck 
darin, daß in vielen von ihnen das Studium des Marxis
mus-Leninismus vernachlässigt wurde. Nur ein gerin
ger Prozentsatz der Mitarbeiter nimmt am Parteilehr
jahr teil. Das führt auch zu solchen Erscheinungen, daß 
Mitglieder der Partei nicht immer die Politik der Partei 
richtig in der Praxis anzuwenden verstehen. Politik und 
Handeln eines jeden Mitgliedes müssen aber eine Ein
heit bilden. Das erfordert, daß jedes Parteimitglied ein 
politischer Kämpfer ist, dazu befähigt, jeden Be
schluß richtig zu verstehen und mit Initiative in die 
Tat umzusetzen.

Auch gewisse Erscheinungen der Passivität gegen
über den sozialistischen Produktionsverhältnissen, dem 
sozialistischen Eigentum, eine formale Auslegung der 
Gesetze und eine schleppende Arbeitsweise sind Aus
druck des Zurückbleibens der Parteiarbeit auf politisch- 
ideologischem Gebiet.

Eine weitere Schwäche der Parteiorganisationen be
steht in der Trennung der politischen von der fach
lichen Arbeit. Die Parteiorganisationen dringen nur un
genügend in die Lösung der staatlichen Aufgaben ein. 
Dabei sind vielen Parteileitungen die Rolle und die Auf
gaben der Parteiorganisationen im Justizapparat noch 
unklar. Viele von ihnen erfüllen nicht die im Statut 
festgelegten Bestimmungen, Unzulänglichkeiten und 
Fehler den zuständigen Parteileitungen zu signalisieren. 
Die Leiter der Dienststellen berichten vor den Partei
organisationen zuwenig über ihre Aufgaben und ihre 
Arbeit, und die Kritik an den leitenden Genossen durch 
die Parteiorganisationen ist nur schwach entwickelt.

Die Zusammensetzung der Parteileitungen entspricht 
nicht überall den Anforderungen. Die Parteiorganisatio
nen fühlten sich bisher nicht genügend verantwortlich 
für die Arbeit in den Justizorganen. Das zeigte sich 
auch bei der Vorbereitung dieser Konferenz. Viele 
Parteiorganisationen überließen die Vorbereitung der 
Konferenz den Richtern und Staatsanwälten.

Auch die Arbeit der Parteiorganisationen mit den 
Kadern ist mangelhaft. Es fehlt vor allem an einer
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